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" 17 .. Beiblai.-t ~ .. Juni 1948. 

166 A.n. 
zu 198 J 

V~rlängerun~ von Räunungsfri~tlin. 

A n fra g eb e a n t war tu ~ g. 
, r 

Auf eine Anfrage der J\bg.Wilhelnine 11 0 i k und GenC'sse~ v~n 21.1.:pri1 d.J. 

teilte Bundes~inister ~ür Justiz Dr.~} e r ö oi't, . di~ V~r~age eines (}esctz-

entwurfes, der den Gerichten die Mögliohkeit einer dengegonwärtlgcn Verhältnissen 

auf. deo WOhnungSi:m,rkt ent$prcchendcn Verlängerung von Rä~UJ)esfristen einräuI:1t, 

sei aus folgenden Erwägungen nicht in Aussicht genol~en: 

Die Fristen für Rüuuung vonBestand~gegenständen sind 'io §673 ZPO 
gercgelt. nie Exekutions('Irdnung, in d.er die Räur.mng io § 349 behandelt wird, enthält 

hierü.er kei-ne Vorschriften. Nach der ZP,j ist bei Mieten dann, wenn in ZcitJ;lunkt 

der Urteilsfällung die Bestandzeit bereits abgelaufen ist, was io Hin.liek auf die 

derzeit unverhältnisoässig lange Dauer solcher Proz~sse neist der rall sein wird, 

der Bestnndgegenstand sofort zu übergeben, In übrigem richtet s~ch der Zeitpunkt der 

·tlbergabe nach deq A,lauf der Bestandzeit 0 nie Du~chführung der tl)ergaee und Ü'be:r'nal:Ll:1C 

regelt sich nach den hicrüber qllcnfalls bestehenden Vorsohriften, in deren Er~aneeluna 

nach den Ortsgebro.uch und" wenn auch ein solcher nicht besteht, naoh NeSo.tz 3 dea 

§ 573 ZPO. 

nie §§ 38 ff. des Mietengüsctzes sehen die ~dgliohkeit einer Verlängerung 

dieser Fristen bis zu6 Monaten V0r. 
I 

Bei Räununesklagcn, und zvmr in denjenigen' Fä11~n, in denen der Beklagte . 
die Räume nicht auf Grund eines Bostandvortra.gcs benützt, gilt die a.llgencinc 

Leis,tungsfrist des § 409 ZPO (14 Tage). Eine Th!21ängerung dieser Frist ist gesetz­

lich nioht vergesehen. Diese Fälle vlÜ.:rden durch eine Novellierung der Vorschriften 

der ZPO oder des MietenGcsetzes auf keinen Fall niterfasst'werden. Sie sind aber 

arfahrungsgenäss heute die häufigsten; insbesondere richten sich ~äuoungsklngen 
I .' 

gegen Personen, die nuf Grund, ungül tiger Eimveisu.ngen oder eigennächtiger Besi tz-

ergreifung die Räume benützen. 

Es sind a.ber ZUrl Schut'ze von Pcrsonen, denen e,ine zwangsweise Räumung drlht, 

legislative Mnssrul~en Übel'ho.uJft nJ.ch.t el'fo:rd.erl:iah.; denn na..ch Art.6 cl.er VCl'Q_rdnu.ne 

über :Mb.ssnahncn au.f den Ge"':.ictc des bür~ rlichen streitverfilhrens\und der Zwangsv>ll­

streckung (Sehutzverordnung) in der Fa.ssung der Bc~toachune voo 4.Dezcober 1945, 

Deutsches RGBl.I, S.666, wole}lC BC3t:tnr.1Ung hcute noch in tl"eltung steht, ko.nn das 

Exekutions gericht .sowohl die Bowilligung dcr Exekution (itl vorlieeenden 'Falle der 

zwangsweisen Räunung der \lohnung) ü~crhnupt ablclmen oder den Voll'zug nuf schieben, 

wenn ds der Auffa.ssung ist, da.ss dies in Interesse des Schuldners (hier des bisherigen 
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le.Bei\lo:tt BeiAlntt Zl,lj' far.l~cnts;korrcspondonzt. - 3.Juni 1948. 

Mleters Jzw. sonstigen Wohnunesinhaber~) drine~nd geboten ist und deo Gläubi~cr 

na.oh Luge der Verhältnissezugenutet würden kann. Das·, GOJ;icht knnn da.r-ei geändertem:. 

Verhältnissen insoweit Rec}i ... 'lUng tragen, als es seinUl1 Beschluss jederzeit aufhebelf. 

,der abändern b&nn~ 

Diese weitgehende Ernächtigung, die weder zeitlich }~schränkt noch o.n 

irgcndwelohe Friston gebunden ist und die Interesscna.bwägung vollstttndie dCl"J. 

Geriohteanheiostellt, nng für noroale Zeiten nicht unbedenklich erscheinen. Es 

wurde auoh wiederholt schon die Aufhe'lung dieser 13\Jstioounc- anccrüßt" woil sie die 

Entsehcidung, ob eine Zwnngsvollstreckung ,zu erfolgen hat oder nicht, vollkor.nan 

in da.s Ernessqn des lcrichtes stcllt.Sic ist o.bcr gerade in don Fällen des Vol1-

zu.ges einer zwa.ngsweisen Räunung von Wohnungen vrcr;cn des don Gerichte dabei einge ... 

räUJ:lten we~ten Rahoens besonders geeignet, schutzwürdigen Interessen der nU$ der 

Wohnung zu ~ntfernenden Partei zur Berücksichtigung zu verhelfen und den besonderen 

und wechselnden ~ed.ürfnissen des Einzelfalles Rec!L"1ung zu tro.gen. Dass die Aufhebung 

dieser Vorsohrift wiederholt angeregt und seitens der Ver.nieter darnuf hinge'"iesell 

wurde, durch sie werde die Z1iI'Cl.ngsv:.>11streckung in ]!Iietsachen' nahezu unoöglich 

eemacht, zeigt, dnss die Gerichte von ihr auch tCl.tsächlich Gebrauoh nachen und hie­

bei der Netla.ge nuf de!:1 Geb-ifilte der TIohnrnul:l':efsoreune gebührend Rechnung tragen. 

So hacen in ~n Bezirken I bis XXI von Wien in den' ersten vier Monnten 

des laufenden Jahres 439 Delogieruneen,sto.ttgefunden, bei denen in nnnähernd 

56 % der Fälle (249) ~uf Grund des Art.6 der Schutzverordnung RäUI:lungsa.ufsc:'lü'te 
\ 

in der Dimer vt",n 2 bis 9 :Monaten gewährt wurden. Von den Kündieungen, bzw. 

Räuoungsklagen, die zu den genannten 439 Delogierungen geführt haben, waren nur 

32 m Jahre 1945 clngcbrncht 1iI'orden, in der Mehrzahl der Füllt.) (316) ,mr das' 

VerfallJ:en bereits io.Ta.hre 1947, in 85 Fällcn in Jnhre 1946 und il' 6 Fällen SOßCU' 

sohon in Jahre 1945 eingeleitet worucn. Bei diei.'lel'l Da.tcn darf nicht ü:)crsehen 

wea-den, da$,S sie nur jene Fälle betreffen, die tatsächlich zuo VollzuC der ZVTD.lleS­

ucisen Räuoung geführt ha.'ben. Die Fälle, in denen es infol[;c G~1{jhrung von Rii:unungs­

o.ufsc4ub nach Art.S der Schutzvcr0rdnung zun VollZUG der Rö:u::tun8 bisher überhnupt 

nicht geko!Jl:lcn ist, sind darin nicht enthnltcn; ihre FeststellunG würde stntistisch 

nur schwer ci:folgen können, sie stellen j edooh jedenfalls -\Jin Vielfaches der Znhl 

der 'tatsächlich vollzogenen Rüunun~en dar. 

Zu Ernöglichunc einer rechtzeitigen Beschaffung von Ersntzunterkünften 

wurdnn die !lcriohto durch ho. Erlass von l8~März 1947 D.ngewic~en, die in § 632 Geo. 

vorgesehenen Verständigung clerjenigen Verwaltungsbehördc i die zur Einleitung 
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19.r~iblntt 3 .• Juni 1943. 

ven Fürsor€~~"li für Cbdo.chlose zustiindi.:.; ist, S·";, rcchtzd tie ergehen zu 

10.SS0111 do.ss der Behörde eine nöglichst Innsc Zu it ;-·i5 Zu::J. V\ 11zuß der Räununc;. 

zur Verfügung steht. Diese Vcrstä.ndigun~ Grf;~.lßt in der Regel 14 ~is 21 Tage 

vor der Delogierung, bei einem ~ericht s)gnr 2 lLlllo.te vorherb Dei einen einzigon' 

O-Cri~ht erfolgt die Verständigung nur 24 1ds 48 Stunden vor der Rä'\ll:lung, weil 

das zuständige Mngistro.tische :·1ezirksa.ut dit;se .Frist für n usreichend bezeichnet 

ha.t. 

~iese T:nrlcgungen zeiGen, dass die Vvrschrift des Art.6 der Schutzver­

ordnung den ~crichten in einer den N0tstand auf don Gebiete der W,hnra.uovers~rgune 

. weitgehend Rechnung tragenden !irt die Hnndhn~e zu R1:iunungsnufschübcn gib,t und dass 

die Gerichtel die selbst für die Deileha.ltung dieser Vorbchrift eintreten, nuch 

den ents:preohenden~}ebrni.1ch dnv(',n rmchcn.Do.ss Del:>gierungen trotzdem nicht zu 

veroeidcu sind" hat seine Ursaohe dnrin 1 dass at.ch die weitgehendste ~erücksicl~tiGUne 

der deo zur Räuoung Verurteilten drohenden Nachteile nicht dazu führen darf, 

dass a.uf die zwang51weise Durchsetzung der durch rl(:hterlichr,;;_:- AusspTuch festge­

stellten Rechtsans:prüche ü"!-;erhaup-G ve.rzlohtet wird. 

-.-.. -.-
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